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DOKUMENT I 

Mitteilung der Kommission an den Rat 

Politik der Gemeinschaft auf dem Gebiet der Datenverarbeitung 


Einleitung 

1 . Die Gipfelkonferenz forderte eine schrittweise 
und wirksame Öffnung des öffentlichen Vergabe- 
wesens und die Schaffung von Unternehmen, die im 
Bereich der Spitzentechnologie auf europäischer 
Ebene wettbewerbsfähig sind. Diese Forderung gilt 
ganz besonders für die Datenverarbeitungsindustrie, 
die nach der chemischen Industrie und der Auto- 
mobilindustrie bereits den dritten Platz in der Welt 
einnimmt und eine Wachstumsrate von rund 15 v. H, 
in den USA und 20 v. H. in Europa aufweist (Einzel- 
heiten siehe Anlage 1, Ziffer 1). Die EDV erfaßt in 
zunehmendem Maße praktisch sämtliche Tätigkeits- 
bereiche und ruft Veränderungen in Management 
und Verwaltung, im Bildungswesen und in der Wis- 
senschaft hervor. Sogar die gesellschaftliche Struk- 
tur kann künftig durch die Art und Weise bestimmt 
werden, in der die Gesellschaft Informationssysteme 
verwendet. Da Industrien, die vorwiegend personal- 
aufwendig sind, dazu tendieren, sich nach den Ent- 
wicklungsländern zu verlagern, muß Europa rasch 
Industrien aufbauen, die in erster Linie die Ver- 
wendung hochqualifizierter Spezialisten erfordern; 
hierfür ist die Datenverarbeitung ein typisches Bei- 
spiel. 

2 . Obwohl Europa die Wiege zahlreicher indu- 
strieller Grundkonzeptionen war und es immer noch 
über ein beträchtliches intellektuelles und techni- 
sches Potential auf diesem Gebiet verfügt, muß es 
sich doch bemühen, dieses in eine wirksame indu- 
strielle Stärke umzusetzen. Uber 90 v. H. der in 
Europa installierten Rechner basieren auf der ameri- 
kanischen Technologie. Rund 60 v. H. des Welt- 
marktes und des europäischen Marktes entfallen 
auf ein einziges marktbeherrschendes Unternehmen, 
das außerhalb Europas beheimatet ist (IBM). 

Obwohl dieses Unternehmen bisher einen beträcht- 
lichen Anteil an der kommerziellen Anwendung der 
Datenverarbeitung hatte und auch weiterhin haben 
wird, kann es aufgrund seiner Stellung Preisgefüge 
und Standards diktieren sowie das kommerzielle 
Innovationstempo und die Marktstruktur bestim- 
men. Nirgendwo in Europa oder in der übrigen Welt 
hat ein einziges Unternehmen in einer Schlüssel- 


industrie eine so beherrschende Stellung. Die Kom- 
mission hat daher gemäß Artikel 86 des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft darüber zu wachen, daß aus dieser beherr- 
schenden Stellung kein Mißbrauch erwächst. 

3 , Die wirksamste Garantie für ein vernünftiges 
Verhalten ist jedoch die Existenz starker und 
lebensfähiger Konkurrenten. In Europa wird der 
Wettbewerb zur Zeit durch andere internationale 
Gesellschaften aufrechterhalten, die außerhalb Euro- 
pas beheimatet sind (siehe Anlage, Ziffer 2), jedoch 
besteht keine Gewähr dafür, daß sie weiterhin kon- 
kurrenzfähig bleiben. Darüber hinaus ist die gesell- 
schaftliche, politische und wirtschaftliche Bedeutung 
dieses Industriezweiges so groß, daß Europa es sich 
nicht leisten kann, völlig aus dem Wettbewerb aus- 
zuscheiden. 

4 , Eine florierende europäische Datenverarbeitungs- 
industrie muß starke Unternehmen mit euro- 
päischem Stamm im Bereich der Hardware und der 
Software umfassen, die neben den von außerhalb 
Europas kontrollierten Großfirmen tätig sind. Der 
expandierende Markt bietet Raum für beide. 

5 , Die führende Weltposition der amerikanischen 
Firmen ist weitgehend auf geschicktes Marketing 
und Management zurückzuführen, jedoch zum gro- 
ßen Teil auch auf die Tatsache, daß die Vereinigten 
Staaten als erstes Land einen Markt kontinentaler 
Dimension für die kommerziellen Anwendungen der 
Datenverarbeitung darstellten. Zudem schuf die 
amerikanische Bundesregierung in den letzten 
20 Jahren einen gewaltigen, anspruchsvollen Ab- 
satzmarkt für die einheimische Industrie und för- 
derte das Wachstum der Industrie durch Entwick- 
lungsverträge (siehe Anlage, Ziffer 3). 

Jede in den nächsten Jahren für die junge euro- 
päische Industrie erforderliche Unterstützung ist 
nicht als eine Form ständigen Schutzes zu sehen, 
sondern als ein Mittel, dieses Ungleichgewicht da- 
durch aufzuheben, daß den Unternehmen mit euro- 
päischem Stamm vergleichbare Möglichkeiten ge- 
geben werden, so daß sie ebenfalls kontinentale, 
ja weltweite Dimensionen erreichen und wett- 
bewerbsmäßig auf eigenen Füßen stehen können. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
14. Januar 1974 - 1/4 -680 70 ~E~ Po 7/74: 

Die Mitteilung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 22. November 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses ist nicht vor- 
gesehen. 

Der Zeitpunkt der Behandlung der Kommissionsmitteilung im Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Eine Gemeinschaftspolitik auf dem EDV-Gebiet muß 
hauptsächlich zwei Arten von Aktionen beinhalten; 
Entwicklung der Wettbewerbsfähigkeit der Industrie 
mit europäischer Basis und Förderung der wirk- 
samen Anwendung der elektronischen Daten- 
verarbeitung; diese Hauptaktionen müssen durch 
eine begrenzte Anzahl von Nebenaktionen ergänzt 
werden. Die vorliegende Mitteilung untersucht die 
Probleme in dieser Reihenfolge und schließt dann 
mit Vorschlägen für Gemeinschaftsaktionen. 

A - Aufbau einer starken Industrie mit europäischer 
Basis 

Zentraleinheiten 

6 . Das Herz von Computersystemen ist die Zentral- 
einheit oder Prozessor (z. B, IBM: Serie 370, ICL: 
neues Angebot, Unidata : neue X-Serie von CII, 
Philips und Siemens). Das größte Problem der euro- 
päischen Computerindustrie ist es, eine lebensfähige 
Industriestruktur zu entwickeln, die in der Lage ist, 
mit den führenden Herstellern bei Entwicklung, 
Herstellung und Vertrieb dieses Angebots zu kon- 
kurrieren. 

7 . Im Hinblick auf dieses Ziel haben wenigstens 
3 europäische Regierungen (Großbritannien, Frank- 
reich und Deutschland) in den letzten 10 Jahren die 
nationale EDV-lndustrie durch finanzielle Unter- 
stützung für die Computerentwicklung und Präfe- 
renzkäufe unterstützt (Einzelheiten siehe Anlage, 
Ziffer 3). Der Weltmarktanteil der vier größten 
europäischen Computerhersteller (ICL, Cll, Siemens 
und Philips) beträgt insgesamt nur rund 6 v. H., was 
ungefähr dem Anteil des kleinsten der noch beste- 
henden amerikanischen Konkurrenten des Markt- 
führers entspricht. Sowohl die Verluste gewisser 
europäischer Unternehmen in der Vergangenheit 
als auch viele Anzeichen (siehe Anlage, Ziffer 4) 
beweisen, daß diese große Schwierigkeiten haben 
werden, die erforderliche Minimalgröße zu er- 
reichen, die sie dazu befähigt, ohne ständige Regie- 
rungszuschüsse und aus eigener Kraft wirtschaftlich 
lebensfähig zu sein. Die atemberaubende Wachs- 
tumsgeschwindigkeit des Marktes (rund 20 v. H. 
pro Jahr) bedeutet, daß die einzelnen Unternehmen 
sich sehr anstrengen müssen, um auch nur den be- 
stehenden Marktanteil zu erhalten. Eine Umgruppie- 
rung der Industrie, unter Berücksichtigung der Wett- 
bewerbsregeln des Vertrags, ist der einzige Weg, 
in entsprechende Größenordnungen vorzustoßen. 

8 . Um erfolgreich und wettbewerbsfähig zu sein, 
muß ein Computer-Unternehmen zu den großen 
fortgeschrittenen Märkten der Vereinigten Staaten 
und Japans Vordringen und dort Zutritt haben. 
Kooperationsabkommen mit nicht marktbeherrschen- 
den außereuropäischen Unternehmen sind eine der 
Möglichkeiten, dies zu erreichen und neue Techno- 
logie- und Kapitalquellen zu erschließen. Solche 
Partnerschaften können jedoch Europa erst dann 
vollen Nutzen bringen, wenn sie auf einem wirk- 
lichen Gleichgewicht zwischen den Partnern beruhen 


und nicht auf einer offenen oder versteckten Über- 
nahme der europäischen Gesellschaft. Eine Konzen- 
tration der großen Firmen mit europäischem Stamm 
ist als vorrangiges Ziel anzusehen; sie macht es 
leichter, nicht schwieriger, ausgewogene Beziehun- 
gen zu ausländischen Firmen zu unterhalten. 

9 . Es ist Sache der betroffenen Unternehmen, ge- 
eignete industrielle Partner zu suchen und mit die- 
sen zu verhandeln. Die Kommission begrüßt vor- 
behaltlich einer eingehenderen Prüfung des Wort- 
lauts der Vereinbarung die Bildung von Unidata 
(durch Siemens, CII und Philips) und die Gespräche, 
die im Hinblick auf eine weitere Konzentration ge- 
führt werden. Den Regierungen und der Gemein- 
schaft kommt ebenfalls eine bedeutende Rolle zu; 
sie müssen sicherstellen, daß die Beschaffungspolitik 
solche Tendenzen nicht hemmt, und sie müssen die 
finanziellen Mittel zur Unterstützung der Industrie 
zusammenfassen. Es muß ein legitimes Anliegen der 
Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten sein, öffent- 
liche finanzielle Unterstützung der Datenverarbei- 
tungsindustrie so zu rationalisieren und zu kontrol- 
lieren, daß möglichst starke Industriegruppierungen 
begünstigt werden. 

10 . Auch wenn sich alle großen Firmen mit euro- 
päischer Basis zu einem einzigen Unternehmen zu- 
sammenschließen würden, bestünde angesichts des 
unvergleichlich größeren Umfangs und der Stärke 
der IBM keine Gefahr eines Monopols oder der 
Marktbeherrschung. Ein solcher Zusammenschluß ist 
jedoch angesichts der gegenwärtigen Pläne der 
größten Unternehmen in unmittelbarer Zukunft 
unwahrscheinlich; in den nächsten drei Jahren wer- 
den eher die beiden großen Unternehmensgruppen 
weiter nebeneinander bestehen und beim Vertrieb 
separater Computer-Serien miteinander konkurrie- 
ren. 

11 . Angesichts dieser Lage ist die Unterstützung 
der Gemeinschaft für die Computer-Industrie zweck- 
mäßigerweise in zwei Phasen zu sehen: kurzfristig 
sollte wenigstens eine begrenzte Zusammenarbeit - 
als Ersatz für eine volle Fusion oder den vollen 
Zusammenschluß - gefördert werden; diese Zu- 
sammenarbeit soll sowohl der Erreichung von an 
sich erstrebenswerten Zielen dienen und darüber 
hinaus den Weg für einen späteren, engeren indu- 
striellen Zusammenschluß ebnen. 

Etwaige Schritte der Industrie in Richtung auf einen 
solchen Zusammenschluß würden in der folgenden 
Phase die Entwicklung eines kohärenteren und voll- 
ständigeren Gemeinschaftsprogramms für die Unter- 
stützung der Datenverarbeitungsindustrie und der 
Anwendungen der Datenverarbeitung erleichtern. 
Der Erfolg der zweiten Phase hängt weitgehend von 
der Wirksamkeit der Zusammenarbeit in der ersten 
Phase ab. Hier ist ein Blick auf die anderen Sektoren 
der Datenverarbeitungsindustrie - Peripheriegeräte, 
elektronische Bauelemente und Software - not- 
wendig, denn auch sie sind wesentlich für eine 
starke Industrie. 
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Peripheriegeräte 

12. Der Anteil der sogenannten Peripheriegeräte 
beträgt in neuen Systemen wertmäßig mehr als die 
Hälfte der Hardware und er wächst ständig, denn 
die Computersysteme umfassen immer mehr End- 
stellen für die Datenübertragung und -ausgabe. 
Diese Endstellen sind durch Datenübertragungsnetze 
mit einem oder mehreren Zentralrechnern sowie 
einer Reihe von Funktionseinheiten (z. B. Speicher, 
Speicherkapazität, die für den Zentralrechner wich- 
tig, jedoch von ihm getrennt sind) verbunden. Einige 
spezialisierte europäische Firmen waren bei der 
Herstellung von Endstellengeräten und Klein- 
computern bereits erfolgreich. Es handelt sich hier 
zum Teil um kleine Firmen. Andere, wie Olivetti, 
der größte europäische Hersteller auf diesem Ge- 
biet, oder Nixdorf, sind relativ groß. Jedoch sind 
bei den äußeren Peripheriegeräten, die einen 
wesentlichen Teil aller Systeme darstellen (Platten- 
Einheiten, Bandsätze, usw.) außereuropäische Her- 
steller führend, und das Gesamtbild ergibt ein 
wachsendes Handelsdefizit und eine beträchtliche 
technologische Abhängigkeit auf einem rasch wach- 
senden Schlüsselbereich der Industrie. 

13. Die Endstellenausrüstung bietet zahlreichen 
europäischen Gesellschaften gute kommerzielle 
Möglichkeiten, ihren Marktanteil zu erweitern, und 
die geeignetste allgemeine Form öffentlicher Unter- 
stützungen auf Gemeinschaftsebene scheinen die 
vorgeschlagenen Gemeinschaftsverträge für indu- 
strielle Entwicklung zu sein^). Wenn gleichzeitig 
die auf europäischer Basis stehenden Hersteller von 
Zentraleinheiten eine wirkliche Stärke erreichen 
sollen, müßten sie ihre Forschungs-, Produktions- 
und Marketingskapazitäten für bestimmte „near-in 
peripherals" zusammenfassen. Auf Gemeinschafts- 
ebene muß dann ferner geprüft werden, ob ein 
spezifisches gemeinsames Unterstützungsprogramm 
begrenzten Umfangs für diese Entwicklung in Form 
programmorientierter Entwicklungsverträge erfor- 
derlich ist ^). 

Elektronische Bauelemente 

14. Die Bauelemente bilden den dritten Haupt- 
bereich der Computer-Industrie, dessen relative Be- 
deutung ebenfalls im Wachsen begriffen ist, da die 
Hersteller inzwischen Hunderte von elektronischen 
Schaltungen auf einem winzigen Plättchen unter- 
bringen (siehe Anlage, Ziffer 5). Hier ist es für den 
Computer-Hersteller vor allem wichtig, Zugang zur 
neuesten Technologie bei möglichst niedrigen 
Kosten zu haben. Teilweise kann dieser Bedarf 
durch Käufe von anderen, zum Teil außereuropäi- 
schen Unternehmen gedeckt werden. Jedoch sind 
gewisse eigene Fähigkeiten notwendig, um sowohl 
die neueste Bauelementtechnologie in der System- 
konzeption zu nutzen und auch um sicherzustellen, 
daß die Unternehmen Zugang zur neuesten Techno- 
logie haben. 


15. Die allgemeinen Probleme der europäischen 
Halbleiterindustrie, die jetzt in die entscheidende 
Phase der Entwicklung der Large Scale Integration 
eintritt (LSI), werden in einem gesonderten Kom- 
missionsdokument erörtert. Spezifisch für die Daten- 
verarbeitungsindustrie ist die Notwendigkeit einer 
Beteiligung an den neuesten Speichertechnologien 
(LSI, Magnetblasenspeicher, Holographie usw.), von 
denen jede in Zukunft von Bedeutung sein kann. 
Diese Gebiete erfordern einen umfangreichen For- 
schungs- und Entwicklungsaufwand, wenn die auf 
europäischer Grundlage stehende Computer-Indu- 
strie nicht Gefahr laufen will, in den letzten Jahren 
dieses Jahrzehnts durch grundlegende Entwicklun- 
gen überholt zu werden. Auch hier würden gemein- 
same Entwicklungsanstrengungen der großen Com- 
puter-Hersteller wesentlich sein; sie könnten, unter 
Verwendung programmorientierter Entwicklungs- 
verträge, sofort in Angriff genommen werden. 

Software- und Beratungsunternehmen 

16. Der Erwerb der Software, d. h. der Programme, 
durch die die Informationen und Befehle der Außen- 
welt in die Computersprache übertragen werden, 
erfordert bei den meisten Computersystemen von 
den Verbrauchern ebenso umfangreiche Mittel wie 
die Hardware; auch hier ist eine starke Industrie 
wichtig für Europa (Einzelheiten siehe Anlage, Zif- 
fer 6). 

17. Die Führungsposition der Vereinigten Staaten 
im Bereich der Software-Industrie beruht auf der 
Stärke der amerikanischen Hardware-Industrie, und 
auf der Tatsache, daß der Markt für neue Anwen- 
dungen dort größer ist und eher zur Weiterentwick- 
lung tendiert. Da jedoch die Firmengröße und die 
Investitionen in Europa weniger umfangreich sind, 
ist die europäische Industrie auf diesem .Gebiet 
weniger benachteiligt als bei der Hardware. Euro- 
päische Firmen, die über ein gutes Management 
verfügen, können Programme und Dienstleistungen 
anbieten, die durchaus mit dem amerikanischen An- 
gebot konkurrieren können. 

18. Einige Schwächen könnten jedoch durch eine 
Gemeinschaftspolitik ausgeglichen werden. Zwar 
praktiziert IBM - auch im Software-Bereich bisher 
das führende Unternehmen - nunmehr offiziell das 

Ü Der derzeitige Kommissionsvorschlag für Gemein- 
schaftsverträge zur industriellen Entwicklung (Dok. 
KOM [72] 710 vom 18. Juli 1972) zielt darauf ab, 
kleine bis mittlere Innovationen auf Kooperations- 
basis, die von Unternehmen aller Industriezweige 
vorgeschlagen werden, zu fördern. 

2) Eine andere Form von Entwicklungsverträgen, die man 
„Programmorientierte Entwicklungsverträge" nennen 
könnte, ist notwendig, um Gemeinschaftsprogramme 
spezifischer Sektoren, wie etwa im Bereich der Daten- 
verarbeitung, zu unterstützen. In solchen Fällen würde 
der Rat auf Vorschlag der Kommission erst über die 
Ziele des Programms entscheiden und die entsprechen- 
den Mittel zur Verfügung stellen. 
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„unbundling", doch sind zahlreiche Anwender- 
programme in Wirklichkeit an besondere Hardware- 
Typen gebunden, oder sie müssen unter hohen 
Kosten von Programmen abgeleitet werden, die für 
diese geschrieben sind. Hier bsteht die Notwendig- 
keit, einen wirklichen Markt im Bereich der An- 
wender-Software zu schaffen, in dem Anwendungs- 
programmpakete leicht von einer Hardware zur an- 
deren übertragen werden können. Ein Ansporn zur 
Entwicklung solcher übertragbaren „Packages" wäre 
die Verpflichtung der öffentlichen Benutzer, diese 
zu verwenden. Programmorientierte Entwicklungs- 
verträge der Gemeinschaft wären ferner zweck- 
mäßig zur Förderung der Erstellung von „Brigde- 
ware" -Programmen, die es möglich machen, beste- 
hende Anwendungen von einer Hardware zur an- 
deren zu übertragen. Außerdem müssen Mittel und 
Wege gesucht werden, um die Eigentumsrechte an 
Software-Produkten zu schützen. 

19 . Ferner besteht die Notwendigkeit, die euro- 
päischen Kapazitäten, vor allem auf dem öffent- 
lichen Sektor, durch gemeinsame Programme zur 
Entwicklung der Anwendungen zu fördern, welche 
die europäischen Hersteller in die Lage versetzen, 
den künftigen öffentlichen Bedarf zu decken. Solche 
Programme würden, wenn sie von Konsortien oder 
Arbeitsgemeinschaften europäischer Software- und 
nötigenfalls Hardware-Unternehmen durchgeführt 
würden, als Ansporn für die Konzentration einer 
Industrie wirken, deren Teile zu sehr zersplittert 
sind. Die großen Projekte im Bereich der Verteidi- 
gung und der militärischen Anwendungen, die die 
amerikanische Industrie beträchtlich stimuliert ha- 
ben, erfordern ein realistisches europäisches Äqui- 
valent mit dem Blick auf den zivilen Bedarf. Hier 
treffen sich die Erfordernisse der Industrie mit 
denen der Anwender. Wir werden in. Abschnitt B 
■auf dieses Thema zurückkommen. 


B. - EDV-Anwendungen: Deckung des Bedarfs der 
Anwender 

20 , Nicht weniger wichtig als der Aufbau einer 
starken Industrie ist ein zweites Ziel der Gemein- 
schaft; die Förderung der wirksamen EDV-Anwen- 
dung nach den Erfordernissen der europäischen Ver- 
braucher, vor allem im öffentlichen Bereich sowie 
auf den Gebieten, die internationalen oder euro- 
päischen Charakter haben. In diesem Bereich ist 
noch viel zu tun; denn bei vielen Stellen befindet 
sich die Anwendung von LDV-Anlagen noch im 
Anfangsstadium. 

Öffnung der Märkte im öffentlichen Auftragswesen 
und Politik des öffentlichen Beschaffungswesens. 

21 . Öffentliche Anwender von Informationssyste- 
men haben nicht nur Interesse daran, beim billigsten 
und effizientesten Systemhersteller zu kaufen, son- 
dern auch ihre Anforderungen zu „poolen", sich bei 


der Lösung ihrer gemeinsamen Probleme zusammen- 
zutun und dadurch Kosten zu sparen und wirk- 
samere Lösungen zu finden. 

22 . Die amerikanische Industrie hat von den um- 
fangreichen und anspruchsvollen Aufträgen der 
amerikanischen Bundesregierung profitiert (siehe 
Anlage, Ziffer 3). Die Regierungen der Bundes- 
länder, die Stadtverwaltungen und Hochschulen ver- 
fügen ebenfalls über zahlreiche Kooperativlösungen 
für die gemeinsame Entwicklung und Beschaffung 
von Systemen, durch die öffentliche Mittel einge- 
spart werden. 

23 . Öffentliches Auftragswesen wird schon in 
mehreren Mitgliedstaaten als Mittel zur Förderung 
der einheimischen Industrie eingesetzt. Diese Waffe 
stellt jedoch nicht nur, wenn sie im nationalen Rah- 
men angewandt wird, eine Übertretung des EWG- 
Vertrages dar, sondern kann die Kosten für den 
Anwender erhöhen und hindert die europäische 
Industrie daran, in kontinentalen Maßstäben zu ar- 
beiten. 

24 . Um der auf der Pariser Gipfelkonferenz ausge- 
drückten Notwendigkeit einer fortschreitenden und 
wirksamen Öffnung des Beschaffungswesens im 
öffentlichen Bereich zu entsprechen, hat die Kom- 
mission bereits eine Reihe von gesetzlichen Maß- 
nahmen vorgeschlagen, die die Koordinierung von 
Ausschreibungsverfahren auf diesen Märkten be- 
treffen ^). 

Es ist nun die Zeit gekommen, in Ergänzung dieser 
Maßnahmen von den nationalen Politiken des Be- 
schaffungswesens zu einer engen Zusammenarbeit 
im Beschaffungswesen auf Gemeinschaftsebene vor- 
anzuschreiten. Diese muß so gestaltet werden, daß 
Rationalisierung und Normung gefördert werden, 
und daß durch gemeinsame Beschaffung sowie Ent- 
wicklung und Aufbau gemeinsamer EDV-Netze und 
-Dienste größere Einsparungen für den Verbraucher 
erzielt werden. Die Zusammenarbeit hat ferner zum 
Ziel, das Wettbewerbsgleichgewicht dadurch wieder 
herzustellen, daß der Industrie mit europäischer 
Basis entsprechende Möglichkeiten gegeben werden. 
Eine gemeinsame systematische Analyse des zu- 
künftigen Bedarfs sollte es ermöglichen, lange im 
Voraus jene Bereiche zu ermitteln, in denen die 
Verbraucher auf dem Gebiet der EDV-Anwendun- 
gen zweckdienlich Zusammenarbeiten und aus ge- 
meinsamen Beschaffungen Nutzen ziehen können^). 

Zusammenarbeit auf dem Gebiet der EDV-Anwen- 
dungen 

25 . Die Europäischen Regierungen wenden immer 
mehr Mittel für Computeranwendungen auf (siehe 


3) Vgl. das Dok. über die Industrie- und Technologie- 
politik SEK (73) 1090 

4) siehe Dokument COM/73/459 
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Anlage, Ziffer 3). Wie können sie am besten Zu- 
sammenarbeiten, um die knappen öffentlichen Mit- 
tel konzentriert und sparsam einzusetzen und dabei 
gleichzeitig der europäischen Industrie einen An- 
sporn zu geben? Hier könnte eine Zusammenarbeit 
auf drei Ebenen Vorteile bringen. 

a) Gemeinsame internationale Vorhaben 

26 . Bestimmte Arten öffentlicher Anwendungen 
haben ihrer Natur nach internationalen Charakter. 
Umweltüberwachung, Metereologie, Luft-, See- und 
Landverkehrsüberwachung, Zoll- und Handels- 
statistiken, internationale technologische Informa- 
tionssysteme sind nur einige Beispiele. Bei diesen 
Anwendungen sind internationale Entwicklungs- 
arbeit und internationales Management nicht nur 
wünschenswert, sondern von wesentlicher Bedeu- 
tung. Nach Ansicht der Kommission ist es der beste 
Weg zur Deckung eines echten öffentlichen Bedarfs 
und zur Stimulierung der technologischen Kapazität 
der Industrie, bereits jetzt auf gemeinsamer Basis 
eine kleine Zahl solcher Vorhaben zu planen und 
durchzuführen. Sie hat den ersten Teil einer Studie 
in Auftrag gegeben, die dazu bestimmt ist, zur 
Ermittlung vorrangiger Projekte dieser Art beizu- 
tragen. Sie ersucht den Ministerrat, solche Projekte 
zu unterstützen und wird im Laufe des Jahres 1974 
Vorschläge unterbreiten, so daß der Rat noch vor 
Ende des Jahres entscheiden kann. 

b) Nationale Anwendungen, die mehreren Mitglied- 
staaten gemeinsam sind. 

27 . Diese ihrer Natur nach internationalen Projekte 
sind nicht die einzigen Anwendungen, bei denen 
aus „gepoolten" Mitteln Nutzen zu ziehen wäre. 
Zahlreiche nationalen oder lokalen Anwendungen 
im öffentlichen Bereich sind mehreren Mitglied- 
staaten gemeinsam, und es könnten Einsparungen 
durch Zusammenarbeit oder gar gemeinsame Ent- 
wicklung und Beschaffung gemacht werden. Zentrale 
Regierungsstellen, Sozialversicherungssysteme, Ge- 
sundheitsfürsorge und Kliniksysteme, Bildungs- 
wesen, sind einige Beispiele hierfür. 

Zwei Sitzungen des Unterausschusses „Informatik" 
der Gruppe PWTF haben der Kommission bereits 
dabei geholfen, Gebiete zu ermitteln, auf denen eine 
Zusammenarbeit oder gemeinsame Aktion ange- 
bracht wäre. In Zukunft wird eine ständige weitere 
Koordinierung und Gegenüberstellung notwendig 
sein, um geeignete Gebiete für die Zusammenarbeit 
und gemeinsame Entwicklung aufzuzeigen. 

c) Koordination 

28 . Auf einigen Gebieten sollte die Koordination 
unverzüglich aufgenommen werden: 

Datenbanken 

29 . Für eine immer größere Zahl öffentlicher und 
privater Benutzer werden große Datenbanken er- 


stellt (Einzelheiten siehe Anlage, Ziffer 8). Ein wach- 
sender Anteil dieser Banken im öffentlichen und 
privaten Bereich wird internationalen Charakter 
haben (Bankwesen, technologische Informations- 
systeme, Gesundheitswesen, Polizeiregister), wäh- 
rend in anderen Fällen (lokale Verwaltung, Steuer- 
wesen, Bevölkerungsstatistik) die schwierigen Pro- 
bleme der Informationsverwaltung von zahlreichen 
öffentlichen Stellen in ganz Europa getrennt in An- 
griff genommen werden. Einsparungen und größere 
Effizienz sind möglich, wenn die öffentlichen An- 
wender gemeinsam neue Methoden der Program- 
mierung und Verwaltung dieser Informationen ent- 
wickeln (Data Base Management Systems) und die 
zahlreichen Charakteristiken, die notwendig sind, 
um eine Kommunikation zwischen ihnen zu erleich- 
tern, die Planung ihrer Einführung koordinieren 
und technische Probleme ermitteln, bei denen Stu- 
dien und Entwicklungsarbeit aus einer Unter- 
stützung durch die Gemeinschaft Nutzen ziehen 
können. 

Datenübertragung 

30 . Die Probleme der Datenübertragung, deren 
Umfang bis in zehn Jahren dem des Fernsprech- 
verkehrs in Europa gleichkommen kann (siehe An- 
lage, Ziffer 9), haben immer mehr gemeinschaft- 
lichen Charakter. Die Kommission bereitet umfas- 
sendere Vorschläge für eine Politik auf dem Gebiet 
des Femmeldewesens vor, doch erfordert deren 
Verwirklichung Zeit, und in der Zwischenzeit ist es 
wichtig, daß neue Datenübertragungsnetze als euro- 
päische Systeme entstehen und nicht neue technische 
Unterschiedlichkeiten entstehen, die für den Be- 
nutzer nachteilig sind. Das COST-Projekt 11 ist zwar 
ein nützliches Pilotprojekt, es erstreckt sich jedoch 
nicht auf die praktischen Probleme der gegenwärtig 
installierten Systeme. Ein Verfahren für die gemein- 
same Planung und Verwaltung von Datenübertra- 
gungsnetzen ist notwendig. 

Gesundheitswesen und Medizin 

31 . Ein weiteres Gebiet, auf dem die Koordinie- 
rung bereits erfolgreich aufgenommen werden 
könnte, ist das Gesundheitswesen und die Medizin. 
Auf diesem Gebiet werden von sämtlichen Mitglied- 
staaten immer größere Aufwendungen gemacht. 

Industrielle Anwendungen 

32 . Außerhalb des öffentlichen Sektors könnte die 
Anwendung der Datenverarbeitung in einigen Indu- 
striezweigen, die für die Gemeinschaftspolitik wich- 
tig sind (Schiffbau, Flugzeugbau, Textilindustrie) 
die Produktivität erhöhen und die Kapazität der 
europäischen Computerindustrie steigern. Wie auf 
dem öffentlichen Sektor wären hier zweckdienliche 
Entwicklungsverträge für die Anwendungstechno- 
logie ein geeignetes Mittel. 
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C. - Flankierende Maßnahmen 

33. Um günstige Voraussetzungen für die doppelte 
Politik der Errichtung einer starken europäischen 
Industrie und der Förderung der wirkungsvolleren 
Anwendung von EDV-Systemen zu schaffen, sind 
einige flankierende Maßnahmen erforderlich: 

Standardisierung 

34. Sowohl für den Anwender als auch für die 
Computerindustrie ist die Entwicklung und wirk- 
same Anwendung gemeinsamer Normen im Bereich 
der Hardware und der Software dringend notwen- 
dig. Gegenwärtig sind die Benutzer oft durch die 
Programmiersprache und die Form der verwendeten 
Programme an ein besonderes Unternehmen ge- 
bunden. Wenn ein echter Austausch der Methoden 
und ein wirklicher Softwaremarkt entwickelt wer- 
den soll, durch den der Anwender befreit wird, 
müssen die Industrie und die mit der Normung be- 
faßten Stellen sich über gemeinsame höhere Pro- 
grammiersprachen und deren Verwendung einigen, 
etwa auf dem Gebiet der Echtzeitanwendungen. 

35. Die Hersteller von Peripheriegeräten sind 
ebenso auf normierte Nahtstellen angewiesen, 
welche es möglich machen, unabhängige Peripherie- 
geräte an größere Systeme anzuschließen. Uber 
Normierung wird in vielen internationalen Gremien 
gesprochen. Die Hauptnotwendigkeit auf Gemein- 
schaftsebene ist es, einige wesentliche und von allen 
anerkannte Normen durch koordinierte Beschaffung 
in die Praxis umzusetzen. 

Unterstützung für das Leasing 

36. Außer der erforderlichen Unterstützung der 
Entwicklung sieht sich die Hardwareindustrie mit 
europäischer Basis schwierigen Problemen im Be- 
reich der Vermietung von EDV-Anlagen gegenüber. 
Kleinen Unternehmen fehlt es an dem großen 
Mittelzufluß, über die Firmen mit einer bereits vor- 
handenen, breiten Kundenschicht verfügen. Ein 
Unternehmen, das mit neuen Computern auf einen 
Markt vordringt, der von einer etablierten Firma 
beherrscht wird, trägt ferner größere kommerzielle 
Risiken, und es kann nur schwer zu den gleichen 
Bedingungen vermieten wie das marktführende 
Unternehmen. 

Die Kommission wird nach Gesprächen mit inter- 
essierten Kreisen ausführliche Vorschläge unter- 
breiten können. Eine mögliche Form der Unter- 
stützung wäre eine europäische Leasinggesellschaft 
zur Unterstützung der Industrie. 

Ausbildung und Grundlagenforschung 

37. Weder eine starke Industrie noch die wirksame 
EDV-Anwendung durch die Benutzer können er- 
reicht werden ohne eine ständige Grundlagen- 
forschung und beträchtliche Anstrengungen auf dem 


Gebiet der Ausbildung mit dem Ziel, das Niveau 
zu heben, dem Mangel an hochqualifiziertem Per- 
sonal ein Ende zu bereiten und die Mobilität zu 
fördern (siehe Anlage, Ziffer 10). Ferner besteht die 
Notwendigkeit sicherzustellen, daß die Informatik- 
ausbildung nicht an bestimmte Firmen gebunden ist. 
Konsultationen haben bereits gezeigt, daß die be- 
reits bestehenden höheren Ausbildungskurse der 
PWTF-Gruppe ausgedehnt werden müssen, um die- 
sen Erfordernissen gerecht zu werden •'^). Außerdem 
könnten Mittel aus dem Sozialfonds eingesetzt wer- 
den, um die Ausbildung oder Umschulung von 
Arbeitskräften auf bestimmten Sektoren zu finan- 
zieren. Weitere Maßnahmen sind auch notwendig, 
um die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der „Com- 
puter-Theory" (hier besteht bereits ein europäischer 
Verband) zu unterstützen und ein europäisches 
Institut für Software-Engineering in Form eines Ver- 
bandes der nationalen Institute, vor allem zur Ent- 
wicklung von Basissoftware, zu schaffen. 

Struktur der Beschäftigungsverhältnisse 

38. Die auf Grund des Wachstums, der industriel- 
len Veränderungen und der Änderungen im Bedarf 
an qualifizierten Arbeitskräften in den nächsten 
Jahren zu erwartende Entwicklung dieses Sektors 
wird beträchtliche Verschiebungen in der Struktur 
der Beschäftigungsverhältnisse unvermeidlich ma- 
chen. Die Kommission beabsichtigt, diese Entwick- 
lung genau zu verfolgen, wobei sie die Notwendig- 
keiten der Regionalpolitik im Auge behalten wird, 
in der Absicht sicherzustellen, daß soziale Über- 
legungen in einem Gemeinschaftsprogramm für die 
Industrie ihr eigenes Gewicht behalten. 

Datenschutz 

39. Durch die Schaffung von Datenbanken, die 
immer mehr über internationale Verbindungen ver- 
fügbar sind, wird die Gemeinschaft gezwungen, ge- 
meinsame Maßnahmen zum Schutz des Bürgers zu 
ergreifen. Wenn Polizei- und Steuerdaten, medizi- 
nische Informationen und die Dateien von Unter- 
nehmen über Kreditkäufe von Einzelpersonen in 
Datenbanken gespeichert werden, wird die Regelung 
des Zugangs zu diesen Informationen zu einem 
lebenswichtigen Problem. 

Diese Frage erfordert eine umfassende Diskussion 
in der Gemeinschaft®). Im Hinblick auf ihre grund- 
legende verfassungsmäßige Bedeutung ist die Kom- 
mission der Meinung, daß öffentliche Anhörungen 
über dieses Gebiet wünschenswert sind. Es wäre 
besser für die Gemeinschaft, in dieser Frage eine 
echte politische Einigung im Hinblick auf die Erstel- 
lung gemeinsamer Grundregeln anzustreben, als sich 
später genötigt zu sehen, einander widersprechende 
nationale Gesetzgebungen zu harmonisieren. 


5) siehe Dokument 71/66/ CEE, insbesondere Artikel 4 

6) siehe Dok. COM (73) 1250. ' 
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D. - Gemeinschaftsaktion 

40 . Angesichts all dieser Erfordernisse unterbreitet 
die Kommission dem Ministerrat den beiliegenden 
Entwurf einer Ratsentschließung. Damit werden drei 
Ziele verfolgt: Die Festlegung der allgemeinen Aus- 
richtung einer Politik der Gemeinschaft auf dem 
Gebiet der Datenverarbeitung, die Erteilung eines 
Anstoßes für die Koordinierung der nationalen Poli- 
tiken auf bestimmten Gebieten, und schließlich die 
Auswahl bestimmter vorrangiger Gebiete für die 
gemeinsame Aktion, 

41 . Das vorgeschlagene Verfahren, den Politiken 
für die Unterstützung und Förderung der Daten- 
verarbeitung eine gemeinschaftliche Ausrichtung zu 
geben, insbesondere durch Zusammenarbeit in der 
Besdiaffungspolitik sowie im Bereich der Normen 
und Anwendungen, wurde in diesem Bericht noch 
nicht erwähnt. Der Bereich der Einzelgebiete, auf 
denen besondere Fachgruppen erforderlich sein kön- 
nen, und ihre Zusammensetzung sind so vielfältig, 
daß es zweckmäßig erscheint, dieses Problem 
pragmatisch zu behandeln und je nach Bedarf ein 
Gremium aus den für die nationalen EDV-Politiken 
insgesamt oder für Einzelgebiete wie Beschaffungs- 
wesen oder bestimmte Anwendungstypen zuständi- 
gen hohen Beamten zu bilden. 

42 . Vorrangiges Ziel der gemeinsamen Aktion 
wäre es, gemeinsam eine begrenzte Anzahl von 
großen Projekten zur Entwicklung der EDV-Anwen- 
dungen mit internationalem Charakter in Angriff zu 
nehmen. Die Kommission wird im Laufe des Jahres 
1974 ausführliche Vorschläge für solche Projekte 
unterbreiten, damit der Ministerrat bis Ende des 
Jahres entscheiden kann. Diese Projekte entsprechen 
nicht nur einem vorhandenen öffentlichen Bedarf, 
sie sind vielmehr darüber hinaus ein Ansporn für 
gemeinsame Anstrengungen der europäischen Indu- 
strie, ohne daß sie besondere Industriestrukturen 
voraussetzen. 

43 . Mit dem Entschließungsentwurf wird der 
Ministerrat ferner ersucht, mögliche Vorschläge der 
Kommission für gemeinsame Unterstützung be- 
stimmter für die Zusammenarbeit geeigneter Ent- 
wicklungen zu prüfen (ohne sich vorerst festzu- 
legen). Nach Ansicht der Kommission werden sie 
zunächst wichtige Gebiete, wie etwa elektronische 
Bauelemente, Peripheriegeräte oder Software be- 
treffen. 

Hier ist eine Erläuterung notwendig. Dieser Bericht 
hat gezeigt, daß das strategisch entscheidende Ge- 
biet, auf dem Europa seine Kräfte zusammenfassen 
muß, wenn die einheimische Industrie wettbewerbs- 
fähig sein soll, das Gebiet der Zentraleinheiten ist. 
Es liegt allerdings auf der Hand, daß bei der 
Existenz zweier europäischer Firmengruppen dies 
noch nicht vollständig möglich ist und daß unter 
diesen Bedingungen eine F + E-FÖrderung durch 
öffentliche Mittel nicht angebracht erscheint. Da- 
gegen bestehen einige Gebiete im Bereich der elek- 


tronischen Bauelemente und wichtiger Subassem- 
blies wie Speicher (äußere Peripheriegeräte), auf 
denen gemeinsame Entwicklungsarbeit strategisch 
wichtig und möglich erscheinen kann. Sie könnte 
auch die beiden Computer-Gruppen einschließen, 
die auf anderen Gebieten miteinander konkurrieren. 
Gewisse Gebiete der Software-Entwicklung können 
ebenfalls unmittelbar in Angriff genommen werden. 
Bevor entsprechende Vorschläge gemacht werden 
können, sind jedoch weitere Konsultationen und 
technische Studien notwendig. In solchen Fällen muß 
auch die gemeinsame Finanzierung angemessen 
sein, wenn eine gemeinsame industrielle Organisa- 
tionsform, etwa eine gemeinsame Tochterfirma ge- 
gründet wird, um das Vorhaben zu verwirklichen. 

44 . Was eine weitergehende Unterstützung für die 
F + E-Aufwendungen der Unternehmen betrifft, so 
hat sich die Kommission nach Prüfung der Sachlage 
damit einverstanden erklärt, daß gemäß Artikel 92 
des EWG-Vertrags unter den gegebenen Umständen 
weiterhin finanzielle Unterstützung auf nationaler 
Basis gewährt wird. Allerdings müssen Anstrengun- 
gen unternommen werden, um von der in unmittel- 
barer Zukunft möglichen begrenzten Zusammenarbeit 
zu einem systematischen Mehrjahresprogramm für 
den europäischen Datenverarbeitungssektor zu ge- 
langen, das den Rahmen für die künftige finanzielle 
Unterstützung abgeben würde. 

Ein solches Programm würde sich nicht nur auf 
Zentraleinheiten erstrecken, sondern audi auf die 
Entwicklung von Software, Bauelementen, Periphe- 
riegeräten und Anwendungen. Zusammen mit der 
Regionalpolitik der Gemeinschaft sollte dieses Pro- 
gramm sicherstellen, daß diese Wachstumsindustrie 
angemessen über die gesamte Gemeinschaft verteilt 
ist. In dieser späteren Phase wäre es angezeigt, die 
Gemeinschaftsfinanzierung zur Förderung des Ge- 
samtprogramms zu erweitern. Jedoch sollte die 
finanzielle Unterstützung der Industrie mit euro- 
päischer Basis nicht als Dauereinrichtung betrachtet 
werden, sondern als zeitlich begrenzte Hilfe, um 
das zentrale Ziel einer lebensfähigen europäischen 
Industrie zu erreichen, die bis Anfang der achtziger 
Jahre auf eigenen Füßen stehen kann. 

45 . Der Entschließungsentwurf erstreckt sich nicht 
auf sämtliche in der Mitteilung der Kommission ge- 
streiften Erfordernisse (Leasing, Ausbildung und 
Forschung). Auf diesen Gebieten werden nötigen- 
falls zu einem späteren Zeitpunkt Kommissions- 
vorschläge unterbreitet, wenn die Zusammenarbeit, 
die durch diese Ratsentschließung bis Mai 1974 ein- 
geleitet werden soll, bereits im Wachsen begriffen 
ist. 

Mit dieser Mitteilung ist überdies hier nicht mehr 
beabsichtigt, als den notwendigen Ausgangspunkt 
für eine sich entwickelnde Gemeinschaftspolitik zu 
geben. Die Kommission schlägt vor, in einem bis 
Ende 1975 fertigzustellenden Bericht über den Stand 
der Datenverarbeitung in der Gemeinschaft einen 
Überblick über die Fortschritte zu geben. 
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DOKUMENT II 

Entwurf einer Entschließung des Rates 

über eine gemeinsame Politik auf dem Gebiet der Datenverarbeitung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

im Bewußtsein der Bedeutung der Datenverarbei- 
tung für die Gemeinschaft und ihre Stellung iii der 
Welt; 

in der Überzeugung, daß wegen dieser Bedeutung 
Europa durch eigene Anstrengungen zum Entwurf, 
zur Entwicklung und zur Herstellung von Daten- 
verarbeitungsanlagen durch leistungsfähige Unter- 
nehmen mit europäischer Basis beitragen muß, die 
neben den von außerhalb Europas kontrollierten 
Großfirmen bestehen, und daß beide in einem 
expandierenden Markt gedeihen können, 

in der Erkenntnis, daß die unausgeglichene Wett- 
bewerbs Situation der Datenverarbeitungsindustrie 
in der Welt spezielle Maßnahmen erfordert, um der 
auf europäischer Basis beruhenden Industrie zu 
helfen, auf dauerhafter Grundlage wettbewerbsfähig 
zu werden, 

in dem Glauben, daß durch Zusammenarbeit oder 
gemeinsame Aktionen im Bereich des Beschaffungs- 
wesens, der Normen und der EDV- Anwendungen 
sowohl eine leistungsfähigere Industrie geschaffen 
als auch ein wirksamerer und wirtschaftlicherer Ein- 
satz der Mittel erreicht werden können, 

in Anerkennung der Notwendigkeit, die Industrie 
mit europäischer Basis durch Zusammenschlüsse von 
Lieferfirmen zu stärken, unter Betonung der zu die- 
sem Zweck bereits unternommenen Anstrengungen, 
imd in dem Bestreben, weitere Aktionen solcher 
Unternehmen, die auf eine Zusammenfassimg ihrer 
Kräfte abzielen, in jeder erforderlichen Weise zu 
unterstützen, 

a) ist grundsätzlich übereingekommen, daß die Ge- 
meinschaft eine begrenzte Anzahl größerer ge- 


meinsamer Entwicklungsprojekte mit internatio- 
nalem Charakter im Bereich der EDV-Anwen- 
düngen übernimmt und gemeinsam finanziert, 
denen entsprechend der Bedarfsentwicklung wei- 
tere Vorhaben folgen werden, 

b) beabsichtigt, den Politiken für die Unterstützung 
imd Fördenmg der Datenverarbeitung, insbeson- 
dere durch Zusammenarbeit in der öffentlichen 
Beschaffungspolitik, im Bereich der Normen und 
der EDV- Anwendungen, eine gemeinschaftliche 
Ausrichtung zu geben, und nimmt von der Ab- 
sicht der Kommission Kenntnis, geeignete Ver- 
fahren zur Verwirklichimg dieser Zielsetzungen 
in Gang zu bringen, . 

c) hält es für wünschenswert, sobald es die Lage 
der Industrie erlaubt, ein systematisches Pro- 
gramm für die industrielle Entwicklung und An- 
wendung der Datenverarbeitung auszuarbeiten, 
wobei als Hauptziel angestrebt werden soll, bis 
anfangs der achtziger Jahre, eine starke und 
lebensfähige Industrie auf europäischer Basis zu 
schaffen, 

d) wird in der Zwischenzeit über gezielte Vor- 
schläge, die die Kommission im Hinblick auf eine 
gemeinsame finanzielle Unterstützung koopera- 
tiver indüstrieller Entwicklungen auf Schlüssel- 
gebieten vorlegen könnte, beschließen, 

e) nimmt die Absicht der Kommission zur Kenntnis, 
nach Anhörung der zuständigen Stellen im Ver^ 
laufe des Jahres 1974 erste ausführliche Pro- 
grammvorschläge für die unter a), b) und d) ge- 
nannten Aktionen für eine Ratsentscheidung 
noch vor Ende des Jahres vorzulegen, imd einen 
Tätigkeitsbericht auf dem Sektor der Daten- 
verarbeitung in der Gemeinschaft bis Ende 1975 
Vorzubereiten. 
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DOKUMENT III ANLAGE I 

Wirtschaftsdaten betreffend den Informatikmarkt 


1. Wadistumsrate 

a) „Die Wachstumsrate der Computerindustrie wird 
für das nächste Jahrzehnt auf etwa 20 v. H. pro 
Jahr veranschlagt: 15 v. H. für die Vereinigten 
Staaten, 20 v. H. in Europa und 30 v. H. in Japan. 

Es dürfte feststehen, daß die Computerindustrie 
zwischen 1970 und 1980 nach der Erdölindustrie 


und der Kraftfahrzeugindustrie zur dritten Welt- 
industrie werden wird. 

[Quelle: Fourth Report from the Select Committee on 
Science and Technoloav Session 70-71 
(Bandl)] 

b) Schätzung des Informationsverarbeitungsmarktes 
einschließlich Software und Dienstleistungen: 


Umsatz in Mio 

s 


Europa 


Vereinigte Staaten 


[Quelle: DIEBOLD 1972] 


1970 

1 

1980 

Ins- 

Dienst- 

Ins- 

Dienst- ! 

Ins- 

Dienst- 

gesamt 

leistungen 

gesamt 

leistungen , 

gesamt 

leistungen 

3 900 

470 

8 100 

1500 

12 850 

4 600 

10 650 

. j 

3 345 

! 

22 136 

9 750 

36 600 

20 800 


c) Vorausschätzungen der Entwicklung des Com- 
putermarktes in Europa und in der Welt: 

Zentraleinheiten 


in Mio $ 

1960 

1965 

1970 

1975 

1980 

1985 

Welt 

1315 

2 445 

3 500 

6672 

9 533 

13 028 

Vereinigte Staaten 

953 

1917 

2 205 ^ 

3 684 

4 587 

6068 

Westeuropa 

265,1 

345,4 

693,0 

1456,6 

2 346,4 

j 3 126,0 

davon: 







BRD 

' 70,4 

77,8 

184,2 

383,1 

605,4 

758,4 

Frankreich 

49,3 

67,7 

140,8 

292,8 

' 464,0 

639,6 

Italien 

L 24,2 

41,5 

70,0 

148,6 

! 246,7 

345,7 

Vereinigtes 

Königreich 

59,7 1 

69,7 

138,7 , 

272,4 

410,7 

525,8 

Sonstige 

61,5 

88,7 

159,3 

359,7 

619,9 

856,5 
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Peripherie-Geräte 


in Mio $ 

1 

, I960 

1965 

1970 ' 

1975 

1980 

1985 

Welt 

1 651 

3 192 

6 128 

13 784 

23 052 j 

38 394 

Vereinigte Staaten i 

1 109 1 

2 333 

3 644 

7 117 1 

10115 

16 238 

Westeuropa 

414,1 1 

612,2 

1 384,8 

3 399,9 , 

6 409,5 

10 465,5 

davon: 

1 



1 




BRD 

109,8 

136,3 

372,3 

893,9 

1 653,7 

2 543,1 

Frankreich ^ 

76,9 ^ 

120,4 

284,5 

633,2 

1 269,1 i 

2 145,4 

Italien 

Vereinigtes 

38,0 i 

i 

73,7 

135,3 

346,7 

673,0 

1 161,7 

Königreich 

1 93,3 

123,9 

280,3 

635,6 

1121,6 ' 

1 758,2 

Sonstige 

96,1 ' 

157,9 

312,4 

839,5 

1 692,1 

2 857,1 


[Quelle: Electronic Industries Association 

An economic, technological, political, and social look ahead et the electronic industries Mai 1972 
Section III The electronics industry in 1985] 

d) Nach den obigen Angaben beträgt die für 5 Jahre geschätzte Wachstumsrate jeweils: 


1 

1970- 

1975 

1975- 

- 1980 


Europa 

Vereinigte 

Staaten 

Europa 

i 

Vereinigte 

Staaten 

Zentraleinheiten ' 

110 »/o 

67 «/o ! 

61 o/o 

250/0 

Peripheriegeräte 

146 o/o i 

95 «/o 

89 o/o 

42 0/0 

Dienstleistungen 

219 »/o 1 

191 o/o j 

207 o/o 

1130/0 

! 


2. Der Bestand der wichtigsten Hersteller 

a) Aufteilung des Bestandes dem Werte nach am 1. Januar 1972 {Ausgangsbasis 100) 


Nicht amerikanische 
Hersteller in den USA 
- 0 

EUROPÄER : 6,5"\ 

JAPANER : 4f5C ^ 

ANDERE : 0,5/ 


IQuelle; Delegation ä Unformatique, 
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b) Anteil der Hersteller auf dem westeuropäischen Markt 
in V. H. des Wertes des installierten Bestands: 



IBM 

HIS 

Univac 

Bur- 

roughs 

CDC 

i 

ICL 

1 CII i 
Siemens 
i Philips 

Andere 

i 


Deutschland 

57 

8 

1 

3 

3 

3 

0,5 

16,5 

9 1 

100 

Großbritannien 

38,4 

7 

3,7 

3,9 

1,8 

34,7 

0,9 

9,6 

100 

Frankreich 

57,5 

18 

3,5 

1,5 

3,5 

3 

12 

; 1 

100 

Italien 

73 

11 

7 

2,5 i 

2,5 

- 

2,5 

1,5 

100 

Benelux 

60 

9,5 

5 

4 

4 1 

3 

8 

6,5 

100 

Andere 

65 

6 

4 

3,5 

4,5 

5 

2 

10 

100 

Insgesamt 

59,47 

10 

4,4 



3,12 

3,27 

7,83 

6,93 

4,85 

100 


[Quelle: Delegation ä l'Informatique, Paris 1972 
Department of Trade and Industry, 1973] 


3. Die Beihilfen und anderen Formen der staatlichen Unterstützung in der Gemeinschaft (in Mio RE) 


In Mio RE 

Hardware 

Anwendungen 

Belgien 

Entwicklungsverträge : 

25 V. H. max. der öffent- 

1971 -73; 

4 




liehen Aufträge Philips 






25 V. H. max. an 

Siemens 



Frankreich 

1967-70: 109 


1971 -75: 158 

1967-70: 

7,2 





1971 -75: 

29 

Bundesrepublik 

Deutschland 

1967-70: 65 


1971 -75: 190 

1967-70: 

15,6 





1971 -75: 

150 

Vereinigtes Königreich 

1968 -Sept. 1976: 

Unterstützung von ICL 144 



[Quelle: nationale Delegationen] 


Schätzungen zufolge belaufen sich die Ausgaben 
von IBM für Forschung und Entwicklung auf unge- 
fähr 6 V. H. seiner Gesamteinnahmen, d. h. 4 bis 
500 Mio $/Jahr. 

[Quelle: Fourth Report from the Select Committee on 
Science and Technology, Session 70-71 
(Volume 1)] 

Andererseits betrug die staatliche Beteiligung an 
Forschung und Entwicklung auf dem Informatik- 
sektor in den Vereinigten Staaten 1965 bereits 
300 Millionen Dollar; das entspricht 49 v. H. der 
gesamten F-E- Ausgaben des Sektors. 

[Quelle: Gaps in technology: Electronic Computers 
- Tabelle 24 - OCDE Paris 1970] 

4. Rangordnungsprobleme in der europäischen 
Computerindustrie 

Bei der Größe und Rentabilität eines computer- 
herstellenden Unternehmens sind verschiedene 
Schwellen zu berücksichtigen. 


— Die F-E-Schwelle ist praktisch ein absolutes 
Mindestmaß der zur Erreichung eines Ziels (Ent- 
wicklung einer Computerreihe) erforderlichen 
Mittel. Sie ist von vielen Faktoren abhängig. 

— Die Marketing-Schwelle (Dienstleistungen und 
technischer Beistand) bedarf zur wirtschaftlichen 
Rechtfertigung eines Mindestverkaufsvolumens. 
In Europa dürfte sie 5 bis 8 v. H. des europä- 
ischen Marktes entsprechen. 

Die Anteile am europäischen Markt sind gegen- 
wärtig folgende (dem Werte nach - Quelle: 
Financial Times) 

ICL 7,5 V. H. 

UNIDATA 8 V. H. 

IBM 55 V. H. 

HONEYWELL BULL 13 v. H. 

Zur Einführung auf dem Weltmarkt wird die 
Schwelle über dem für den europäischen Markt 
angegebenen Wert liegen. 
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— Nach der „Erfahrungskurve" sinken die Stück- 
. kosten eines Erzeugnisses jedesmal um rund 
15 V. H., wenn sich das Gesamtvolumen der Er- 
zeugnisse auf dem Markt verdoppelt. Es läßt 
sich nachweisen, daß die Stückkosten von IBM 
ungefähr halb so hoch sind wie diejenigen der 
europäischen Hersteller. Die jährliche Wachs- 
tumsrate (ungefähr 20 v. H.) des Gemeinschafts- 
markts zeigt, daß die europäischen Hersteller 
bereits Schwierigkeiten damit haben, ihren 
Marktanteil überhaupt aufrechtzuerhalten. Kon- 
zentration wäre die einzige Lösung für die Ver- 
besserung ihrer Situation. 

[Quelle: Towards a European policy on the EDP Industry 
Y.S. HU, 1973 

Unter Vertrag laufende Studie auf Rechnung 
der Kommission] 

5. Bauelemente 

a) Anteil der Informatik am Umsatz der elektroni- 
schen Industrie (1968): 

EWG (ohne Vereinigtes Königreich) 19,8 v. H. 
USA 23 V. H. 

Japan 9,8 v. H. 

b) Schätzungen zufolge wird die Informatik im 
Jahre 1972 in der EWG 31 v. H. der Halbleiter 
(37 V. H. im Vereinigten Königreich) verbraucht 
haben. 


c) Bei den integrierten Schaltungen betrug der 
Marktanteil der Produzenten im Jahre 1970 in 
der EWG (ohne Vereinigtes Königreich): 


Texas 24 v. H. 

Gruppe Philips 20 v. H. 

Gruppe ITT 15 v. H. 

Motorola 9 v. H. 

Siemens 8 v. H. 


SGS 7 V. H. 

AEG-Telefunken 5 v. H. 
SESCOSEM 5 V. H. 

Andere 7 v. H. 


[Quelle: Eorschung und Entwicklung in der Elektronik 
in den Ländern der Gemeinschaft und den 
hauptsächlichen Drittländern. 

Studie BIPE - Oktober 1970] 


6. Die Software-Industrie 

a) 1971 bestanden in den Vereinigten Staaten etwa 
1000 Dienstleistungsunternehmen, gegenüber 500 
in Frankreich und 750 in Großbritannien. Schät- 
zungen zufolge entfielen von dem Umsatz des 
Sektors 57 v. H. auf 3 v. H. der Dienstleistungs- 
unternehmen, während etwa 40 v, H. der Unter- 
nehmen ein Defizit aufwiesen. 

b) Produktivität 1971 


Produktivität der Software-Industrie 



Bundesrepublik 

Deutschland 

USA 

Frankreich 

Großbritannien 

Umsatz (in Mio RE) 

75 

300 

51 

40 

Anteil der 12 wichtigsten 
Unternehmen 

50 v.H. 

51 v.H. 

70 V. H. 

41 v.H, 

Beschäftigte Informatiker 

4 200 

12 000 

3 000 

4 350 

Umsatz je Mann in RE 

17 850 

25 000 

18 500 

9 100 

Staatliche Aufträge (in Mio RE) 


118 

4 

2,9 

Anteil der Software (Unabhängige) 
im Vergleich zur Hardware 


5,4 v.H. 

8,3 V. H. 

8,3 v.H. 


[Quelle: 0.1 Informatique Nr. 161 B vom 7. September 1971 
Quelle: Handelsblatt 6. März 1973] 


7. Anteil des staatlichen und halbstaatlichen Sektors 
am Informatikmarkt 

a) Bestand der Zentralverwaltungen (1971) 
in Frankreich: 

12 V. H. (der Anzahl nach) 

[Quelle: annuaire 0.1 Informatique] 

in der BRD: 

14,6 V, H. (dem Werte nach) 

[Quelle: Diebold] 

Einschließlich des halbstaatlichen Sektors liegt 
der Anteil Europas zwischen 20 und 30 v. H. 


b) Dienstleistungen (1971) 
in Frankreich: 

28 V. H. des Umsatzes der Dienstleistungs- 
unternehmen 


im Vereinigten Königreich: 

23 V. H. des Umsatzes der Dienstleistungs- 
unternehmen 

[Quelle: La Preffe Informatique Nr. 24 vom 4. Dezem- 
ber 1972 nach einer Studie von SESA- 
LOGICA] 
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8. Übersicht über die Projekte für Datenbanken auf dem öffentlichen Sektor der Länder der erweiterten 
Gemeinschaft 


Länder 

Gesamt- 
zahl der 
Projekte 

davon in 
Betrieb 
oder im 
Bau 

Betriebsbereit oder im Stadium der Realisierung 

Zugriff 

Umfang 

direkt 

sequen- 

tiell 

kombi- 

niert 

CQ U 

O cn 

mittel 
107-109 c 

sehr klein 
107 c 

Bundesrepublik 

49 

23 

14 

13 

4 

4 

. 

18 

_ 

Deutschland 









Belgien 

13 

6 

1 

6 

1 

1 

4 

1 

Dänemark 

15 

12 

2 

10 

- 

1 

7 

4 

Frankreich 

Delegatic 

m Generale 

ä l'informatique f 

ührt zur 

Zeit eine 

Erhebung 

durch 

Irland 

4 

4 


4 

- 

1 

2 

1 

Italien 

7 

7 



- 

- 

; 

- 

Niederlande 

4 

2 

- 

2 

- 

- 

1 1 

1 

Vereinigtes 

20 

13 

5 

10 

; 2 

4 

5 

3 

Königreich 







1 



[Quelle: Dokument OECD DAS/SPR 71.44 - Annuaire des banques de donnees dans le secteur public] 


9. In den Vereinigten Staaten bis 1980 vorgesehene 
Ausgaben für die Datenfernverarbeitung: 

a) , . . . bis 1980 werden die Vereinigten Staaten 
250 Milliarden Dollar für die Errichtung und den 
Ausbau von Datenverarbeitungs- und Fern- 
meldenetzen aufwenden . . . 

Diese Netze werden von grundlegender Bedeu- 
tung sein, denn den Prognosen zufolge werden 
allein die Vereinigten Staaten um 1980 über 
2,5 Millionen Terminals verfügen, die 250 Mil- 
liarden Operationen oder „Anrufe" pro Jahr 
ermöglichen werden.' 

[Quelle: Dok, SP (71) 19 OECD] 

b) „ . . . amerikanische Fachleute schätzen, daß bis 
1980 260 Billionen Dollar aufgewendet werden, 
davon 160 Billionen für Computersysteme und 
100 Billionen für die Erweiterung von Fern- 
meldenetzen." 

[Quelle; gleiches Dokument, Rev. 1] 


10. Bedarf an Informatikern 

— Nach dem 2. Informatikprogramm der Bundes- 
republik Deutschland wird sich der Bedarf An- 
fang 1978 auf 250 000 bis 400 000 Kräfte (Opera- 
teure, Programmierer, Analytiker) belaufen, da- 
von 200 000 bis 300 000 für den Betrieb der An- 
lagen. Diese Zahlen beruhen auf einem mittleren 
Personalbestand von 6,9 bis 9,6 je Computer. 

Ende 1970 belief sich der Personalbestand auf 
etwa 100 000 Informatiker. 

— Einer Untersuchung des BIPE (April 1970) zu- 
folge werden in Frankreich von 1970 bis 1975 
voraussichtlich 180 000 Informatiker in den Beruf 
eintreten. Anfang 1970 wurde der Bestand auf 
70 000 Personen geschätzt. 

— Für Italien sieht eine AICA-Untersuchung vor- 
aus, daß von 1971 bis 1980 zwischen 38 100 und 
54 400 Akademiker oder Inhaber gleichwertiger 
Diplome für den Bedarf der Informatik auszu- 
bilden sind, was etwa 20 v. H. der Hochschul- 
absolventen dieses Zeitraumes entspräche. 
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DOKUMENT IV ANLAGE II 

Zusammenfassung der Mitteilung der Kommission über die Politik der Gemeinschaft im Bereich 
der Datenverarbeitung 


1. Die effiziente Anwendung der Datenverarbei- 
tung und die industrielle Entwicklung der 
Datenverarbeitung sind für die europäische 
Wirtschaft lebenswichtig. Die Datenverarbei- 
tungsindustrie ist der drittgrößte Industrie- 
zweig der Welt; ihre Wachstumsrate beträgt 
in Europa jährlich 20 v. H. Die Anwendungen 
der Datenverarbeitung erstrecken sich bereits 
auf fast sämtliche Tätigkeitsbereiche. (Par. 1) 

2. Die Datenverarbeitungsindustrie wird aller- 
dings von einer einzigen Gesellschaft be- 
herrscht, deren Entscheidungszentrum außer- 
halb Europas liegt; und die 60 v. H. des Welt- 
markts auf sich nimmt (Par. 2). 

3. Gemäß Artikel 86 des EWG-Vertrages hat die 
Komission darüber zu wachen, daß aus einer 
solchen dominierenden Stellung kein Mißbrauch 
erwächst. Der beste Schutz gegen Mißbrauch ist 
ein wirksamer Wettbewerb. Eine florierende 
europäische Datenverarbeitungsindustrie sollte 
an der Seite der unter ausländischer Kontrolle 
stehenden Großfirmen ein starkes und wett- 
bewerbsfähiges Element mit europäischer Basis 
einschließen. Der ständig wachsende Markt 
bietet Raum für beide (Par. 2-4). 

4. Die Grundvoraussetzung für die Stärkung der 
Industrie mit europäischer Basis ist die Schaf- 
fung einer industriellen Struktur, deren Ange- 
bot an Zentraleinheiten mit dem des führenden 
Computerherstellers konkurrieren kann. In dem 
Bestreben, eine nationale Kapazität zu erhalten, 
haben drei europäische Regierungen die ein- 
heimischen Gesellschaften durch Subventionen 
und durch Präferenzkäufe unterstützt. Es ist 
offensichtlich, daß die Unternehmen mit euro- 
päischer Basis angesichts ihres bescheidenen 
Umfangs (sie haben insgesamt nur einen Welt- 
marktanteil von 6 V. H.) ihre Kräfte zusammen- 
fassen müssen, wenn sie auf lange Sicht lebens- 
fähig bleiben, die verfügbaren Mittel sinnvoll 
nutzen und eine wirklich europäische, ja welt- 
weite Dimension erreichen sollen (Par. 5-8). 

5. Ein erster begrüßenswerter Schritt auf dieses 
Ziel hin war die Bildung der „Unidata Group" 
durch Siemens, CII und Philips. Die separate 
Marketingstrategie dieser Gruppe und des 
zweiten großen europäischen Unternehmens, 
ICL, bedeuten jedoch, daß ein weiterer Zusam- 
menschluß zwischen ihnen in naher Zukunft 
schwierig sein könnte und daß im Augenblick 


die Existenz zweier großer, miteinander kon- 
kurrierender europäischer Gruppen am wahr- 
scheinlichsten ist (Par. 9-10). 

6. In dieser Situation ist eine Politik der Gemein- 
schaft gegenüber der einheimischen Industrie 
in zwei Phasen zu sehen: In einer ersten Phase 
sollte eine mehr begrenzte Zusammenarbeit ge- 
fördert werden. Durch diese Zusammenarbeit 
sollen nicht nur an sich erstrebenswerte Ziele 
erreicht werden, sie soll vielmehr auch dazu 
beitragen, die Zusammenführung der Unter- 
nehmen im Hinblick auf eine spätere engere 
Verbindung zu fördern, die die Wettbewerbs- 
regeln des EWG-Vertrages berücksichtigt. In 
einer späteren Phase wäre ein umfassenderes 
Mehrjahresprogramm für die Unterstützung der 
europäischen Datenverarbeitungsindustrie wün- 
schenswert (Par. 11). 

7. Die Politik gegenüber der Datenverarbeitungs- 
industrie muß die Erfordernisse der Hersteller 
von Bauelementen, Peripheriegeräten und der 
Software berücksichtigen, die zusammen einen 
großen und wachsenden Anteil am Wert der 
EDV-Systeme haben (Par. 11). 

8. Bei den sogenannten Peripheriegeräten waren 
zwar einige europäische Firmen erfolgreich, 
doch ergibt das Gesamtbild ein zunehmendes 
Zahlungsdefizit und eine erhöhte technologische 
Abhängigkeit. Es muß auf Gemeinschaftsebene 
eingehend geprüft werden, ob die Entwicklung 
eigener industrieller Kapazitäten zur Herstel- 
lung wichtiger Sub-Assemblies (z. B. Platten- 
einheiten) und ihre Unterstützung durch die 
Gemeinschaft notwendig sind (Par. 12-13). 

9. Auf dem Gebiet der elektronischen Bauelemente 
ist es für die europäische Industrie wichtig, mit 
der neuesten technologischen Entwicklung 
Schritt zu halten. Dies gilt vor allem auf dem 
Gebiet der Speichertechnologie und der Large 
Scale Integration (LSI). Ferner sollten die Mög- 
lichkeiten für die gemeinsame Förderung einer 
gemeinsamen Entwicklungs- und Produktions- 
kapazität in Betracht gezogen werden, auch 
wenn in einem gewissen Zeitraum die großen 
Unternehmen noch nicht daran beteiligt sind 
(Par. 14-15). 


^) Siehe die entsprechenden Paragraphen im Dokument I. 
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10. Auf dem Gebiet der Software besteht die Not- 
wendigkeit, einen Markt für übertragbare Soft- 
ware-Pakete zu schaffen und die Entwicklung 
von Programmen zu unterstützen, die es den 
Anwendern ermöglichen, von einem Typ der 
Geräteausrüstung zum anderen zu wechseln. 
Der beste Weg für die Gemeinschaft, die Soft- 
ware-Industrie weiter auszubauen und zu stär- 
ken, wäre es jedoch, einige oder mehrere große 
internationale Entwicklungsprogramme zu för- 
dern, welche ihre Kapazität erweitern (Par. 
16-19). 

11. Gleichzeitig mit dem Ziel der Stärkung der 
Industrie mit europäischer Basis sollte die Ge- 
meinschaft die Zusammenarbeit zwischen den 
Anwendern, vor allem im öffentlichen Bereich, 
im Hinblick auf eine wirksamere Anpassung der 
Datenverarbeitung an den Bedarf der Gesell- 
schaft fördern (Par. 21). 

12. In den Vereinigten Staaten hat der Markt, der 
durch die Beschaffungspolitik der amerikani- 
schen Bundesregierung geschaffen wurde, nicht 
nur den Anwendern Vorteile gebracht, sondern 
auch der Industrie einen beträchtlichen Ansporn 
gegeben. In Europa besteht jedoch nunmehr die 
Notwendigkeit, die Politik des öffentlichen Be- 
schaffungswesens auf Gemeinschaftsebene zu 
vereinigen, in der doppelten Absicht, einerseits 
der Industrie mit europäischer Basis ent- 
sprechende Möglichkeiten zu geben, und an- 
dererseits durch eine gemeinsame Beschaffungs- 
und Entwicklungspolitik Einsparungen zugun- 
sten der Anwender zu ermöglichen (Par. 22-24). 

13. Im Bereich der Anwendungen kann die Zu- 
sammenarbeit auf drei Ebenen von Vorteil sein; 

a) Einige Anwendungen haben grundlegend in- 
ternationalen Charakter (z. B. Überwachung 
des Luftverkehrs, Umweltüberwachung, Me- 
teorologie, Zoll- und Handelsstatistiken, 
Luft-, See- und Bahnfrachtsysteme). Größere 
Entwicklungsprojekte auf diesen Gebieten 
könnten auch der Entwicklung der Industrie 
mit europäischer Basis einen Aufschwung 
geben. Einige dieser Projekte könnten sofort 
nach Beendigung der Projektauswahl, der 
Planung und Organisation in Angriff ge- 
nommen werden, andere würden je nach 
Bedarf folgen (Par. 26). 

14. b) Auf einigen Gebieten auf denen ein gemein- 

samer Bedarf besteht, sind weitere Einspa- 
rungen möglich durch gemeinsame Spezifi- 
zierung der Erfordernisse und gemeinsame 
Entwicklung von Systemen oder Program- 
men, welche insgesamt oder teilweise in 
mehreren Ländern angewandt werden kön- 
nen: medizinische Systeme, Sozialversiche- 


rungsdateien, Überwachung und Regelung 
des Stadtverkehrs sind hier nur einige Bei- 
spiele (Par. 27), 

15. c) In zahlreichen Gebieten kann eine Koordi- 

nierung der einzelstaatlichen Politiken eine 
größere Wirtschaftlichkeit und Effizienz 
schaffen: die Datenübertragung und die Ver- 
waltung von Datenbanken sind Beispiele für 
vorrangige Gebiete (Par. 28-31). 

16. Internationale Projekte, wie oben unter 13 a) 
vorgeschlagen, waren geeignete Objekte für 
eine gemeinsame Finanzierung, ebenso wie ge- 
meinsame Entwicklungsverträge ^) mit der Indu- 
strie, die mit gemeinsamen finanziellen Zu- 
schüssen durchgeführt werden. Bei der Prüfung 
nationaler Beihilfen nach Artikel 92 des EWG- 
Vertrages ist die Komission damit einverstan- 
den, daß unter den gegebenen Umständen be- 
reits existierende einzelstaatliche Beihilfen für 
die gesamten F & E-Aufwendungen der großen 
nationalen Gesellschaften auch weiterhin ge- 
währt werden. Jedoch wäre später im Rah- 
men eines umfassenden Datenverarbeitungs- 
programms für Europa, durch das eine um- 
gruppierte Industrie zeitweilig unterstützt wer- 
den soll, ein größerer Anteil der gemeinsamen 
Finanzierung angebracht (Par. 44). 

17. Im Interesse der Anwender und der Industrie 
insgesamt erweist es sich als notwendig, ge- 
meinsame Normen zu entwickeln und anzuwen- 
den, vor allem auf dem Gebiet der höheren 
Programmiersprachen und elektronischen Inter- 
faces. Eine Verbindung auf Gemeinschaftsebene 
der Politiken des öffentlichen Beschaffungs- 
wesens kann ein wichtiges Instrument zur An- 
wendung solcher Normen sein (Par. 34-35). 

18. Zusammenarbeit und gemeinsames Vorgehen 
sind ferner auf einigen anderen Gebieten not- 
wendig. Dazu gehören etwa Bildungswesen, 
Ausbildung und Umschulung von Personal, 
Grundlagenforschung, Software-Schutz und Un- 
terstützung für die Anmietung. Die Kommission 
wird zu einem späteren Zeitpunkt geeignete 
Vorschläge unterbreiten (Par. 36-37). 

19. Die Kommission beabsichtigt, die Entwicklung 
der Beschäftigungsverhältnisse, die sich aus der 
Durchführung einer Gemeinschaftspolitik ergibt, 
genau zu verfolgen, wobei sie den Erfordernis- 
sen der Regionalpolitik besondere Rechnung 
tragen wird (Par. 38). 

20. Ferner ist eine umfassende Diskussion über den 
Schutz der Privatsphäre des Bürgers im Hinblick 
auf die Entwicklung einer Gemeinschaftspolitik 
auf diesem Gebiet erforderlich. Öffentliche An- 
hörungen hierzu werden empfohlen (Par. 39). 


2) Siehe Fußnote zu Par. 13 im Dokument I 
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21. Angesichts dieser Lage schlägt die Kommission 
vor, der Ministerrat möge beschließen, die 
engere Verbindung zwischen den einzelnen 
Unternehmen zu fördern und zu unterstützen, 
den Politiken für die Unterstützung und Förde- 
rung der Datenverarbeitung eine gemeinschaft- 
liche Ausrichtung zu geben insbesondere durch 
eine Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Politik des Beschaffungswesens, der Normen 
und der Anwendungen und noch vor Ende 1974 
über eine begrenzte Zahl gemeinsamer großer 
Entwicklungsprojekte auf dem Gebiet der An- 
wendungen zu entscheiden. Die Kommission 
wird einen Bericht über die Entwicklung des 
Sektors bis Ende des Jahres 1975 vorlegen 
(Par. 40-45 und Entschließung). 
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